
Buenos Aires (AT/mc/
dpa) - Mit einer teilweise 
emotionalen Rede hat sich 
Präsident Mauricio Macri 
am Montag an die Bevölke-
rung gewandt. Angesichts 
des jüngsten Peso-Sturz-
f luges (wir berichteten) 
sprach der Staatschef in 
seiner 25-minütigen Fern-
sehansprache offen von 
„Krise“ und „Notstand“. 
Dabei kündigte er die Ein-
führung einer allgemeinen 
Exportsteuer an, um das 
hohe Haushaltsdefizit zu decken. Des Weiteren leitete 
Macri eine drastische Verringerung der Ministerien ein.

„Wir wissen, dass es eine sehr schlechte Steuer ist. Aber 
ich muss Sie bitten zu verstehen, dass wir uns in einer 
Notstandssituation befinden und wir Ihre Unterstützung 
brauchen“, so der Präsident mit Blick auf die Exporteure, 
die in der Lage seien, mehr beizusteuern als bisher. Macri 
hatte gleich nach seiner Amtsübernahme Ende 2015 die 
von seiner Amtsvorgängerin Cristina Kirchner eingeführ-
ten Exportsteuern auf Agrar- und Bergbauprodukte gestri-
chen, um den Export dieser Güter wieder anzukurbeln. 

Die Schuld für die ak-
tuelle Lage sieht Macri 
indes eher bei äußeren 
Umständen bzw. bei an-
deren. Über Argentini-
en seien in den letzten 
Monaten alle Gewitter 
auf einmal gefallen. Die 
schlimmste Dürre der 
letzten 50 Jahre, der An-
stieg der Erdölpreise und 
der US-Zinsen sowie der 
Handelskrieg zwischen 
USA und China hätten 
die hiesige Wirtschaft 

schwer getroffen. 
Auch die Aufdeckung von Korruptionsskandalen der 

Kirchner-Ära habe der Vertrauenswürdigkeit des Lan-
des geschadet. „Durch die jüngsten Ereignisse hat man 
erkennen können, wie ein Argentinien ohne moralische 
Werte funktioniert. Ein Zurück dahin darf und wird es 
nie wieder geben.“ Zudem rügte Macri die Opposition im 
Kongress, die einige Gesetze durchgebracht habe, die den 
Haushaltsplan der Regierung zerstörten.

Macri kündigt Exportsteuer an
TV-Ansprache des Präsidenten zur Wirtschaftskrise

Mauricio Macri bei der Aufzeichnung 
der TV-Ansprache im Präsidentenpalast.
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Argentinien könne nicht weiter über seine Verhältnisse 
leben, meinte Macri in Bezug auf das Haushaltsdefizit. 
Der wirtschaftliche Reformkurs seiner Regierung sei 
grundsätzlich richtig. Nach der Amtsübernahme habe 
man den von den Kirchner-Regierungen eingeschlagenen 
Weg gebremst, der aus Argentinien ein weiteres Venezuela 
gemacht hätte. 

Gleichwohl räumte Macri ein, mit seiner Politik der 
kleinen Schritte den Herausforderungen der Gegenwart 
nicht ausreichend gerecht geworden zu sein: „Wir dach-
ten in einem überschwänglichen Optimismus, dass man 
die Dinge nach und nach neu ordnen könne. Doch die 
Realität hat uns gezeigt, dass wir schneller voranschrei-
ten müssen“, so der Präsident, der die Bürger auf diese 
Weise auf weitere Opfer und Einschnitte einzuschwören 
versuchte.

Gleichwohl versicherte er, dass der Staat weiterhin die 
ärmsten Schichten unterstützen werde. „Wir wissen, dass 
mit der jüngsten Abwertung die Armut steigen wird. Wir 
werden denen zur Seite stehen, die am meisten betroffen 

sind.“ In diesem Zusammenhang kündigte er Zulagen 
beim Kindergeld sowie Zuschüsse bei Medikamenten für 
Rentner an. Des Weiteren versprach er eine landesweite 
Intensivierung von Ernährungsprogrammen sowie eine 
Ausdehnung des Programms für kontrollierte Preise für 
Grundnahrungsmittel in Supermärkten.

Der Präsident, dem zuletzt vorgeworfen wurde, sich in 
seinen Reden mehr an die Finanzmärkte als an die Bürger 
zu wenden, versuchte zudem, eine emotionale Nähe zum 
Volk herzustellen: „Ich möchte, dass Sie wissen: Die letz-
ten fünf Monate waren - abgesehen von der Entführung 
- die schlimmsten meines Lebens.“ Macri wurde Ende 
1991 gekidnappt. Nach zwölf Tagen in der Gewalt der 
Entführer kam er nach Zahlung eines Lösegelds in Höhe 
von 6 Millionen US-Dollar wieder frei. Vor fünf Monaten 
begann der dramatische Sinkflug des Pesos, der seitdem 
mehr als 70 Prozent seines Wertes im Wechselkurs zum 
Dollar verloren hat.
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Buenos Aires (AT/mc/
dpa) - Mit einer drastischen 
Kabinettsreduzierung will 
Präsident Mauricio Macri 
ein deutliches Sparzeichen 
setzen. Die Zahl der Mi-
nister soll von 21 auf zehn 
schrumpfen. „Ich habe mich 
entschieden, meine Regie-
rungsmannschaft kompak-
ter zu formen. So können 
wir eine besser fokussierte 
Antwort auf die künftigen 
Herausforderungen geben“, 
erläuterte der Staatschef wäh-
rend seiner TV-Ansprache 
am Montag.

Künftig soll es nur noch für die Ressorts Innen (Minis-
ter Rogelio Frigerio), Wirtschaft (Nicolás Dujovne), Aus-
wärtige Beziehungen (Jorge Faurie), Verteidigung (Oscar 
Aguad), Sicherheit (Patricia Bullrich), Justiz (Germán 
Garavano), Transport (Guillermo Dietrich), Produktion 
(Dante Sica), Soziales (Carolina Stanley) und Bildung (Ale-
jandro Finocchiaro) oberste Verwaltungsbehörden geben.

Das bisherige Energieministerium wird dem Wirt-
schaftsressort zugeschlagen. Die Ressorts Arbeit und 
Agroindustrie kommen zum Produktionsministerium, 
Gesundheit zum Sozialministerium. Die Bereiche Kul-
tur sowie Wissenschaft und Technologie sind ab sofort 
im Bildungsministerium beheimatet. Umweltschutz und 
Tourismus werden direkt dem Präsidialamt zugeschlagen, 
Modernisierung, staatlichen Medien sowie der Infrastruk-
turplan „Plan Belgrano“ werden der Kabinettsleitung 
unterstellt.

Die bisherigen Minister Sergio Bergman (Umwelt), Gus-
tavo Santos (Tourismus), Hernán Lombardi (Medien), Luis 

Miguel Etchevehere (Agroindustrie), Jorge Triaca (Arbeit), 
Pablo Avelluto (Kultur), Lino Barañao (Wissenschaft und 
Technik), Javier Iguacel (Energie), Adolfo Rubinstein (Ge-
sundheit) und Carlos Vignolo (Plan Belgrano) werden zu 
Staatssekretären abgestuft und sind den Ministern, in de-
ren Zuständigkeitsbereich ihr Ressort nun fällt, unterstellt.

Auffällig ist, dass Macri kaum personelle Veränderun-
gen vorgenommen hat. Lediglich die beiden bisherigen 
Vize-Kabinettschefs Gustavo Lopetegui und Mario 
Quintana wurden ihrer Ämter enthoben. Stattdessen soll 
der bisherige Modernisierungsminister Andrés Ibarra als 
Stellvertreter von Kabinettschef Marcos Peña fungieren.

So besteht auch das Regierungspersonal weiter vor allem 
aus Parteigängern von Macris Pro-Partei. Versuche, Ak-
teure mit anderem politischen Hintergrund wie Alfonso 
Prat-Gay, Ernesto Sanz, Martin Lousteau oder Carlos 
Melconian einzubinden, kamen letztlich nicht zustande.

Drastische Kabinettsreduzierung
Statt 21 jetzt nur noch zehn Ministerien

Mauricio Macri (M.) mit seinem neuen Kabinett.

Mellado/Presidencia/dpa
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Ein gesegnetes und gesundes neues Jahr 5779, glückliche 
und besinnliche Festtage wünsche ich allen Jüdinnen und 
Juden, ihren Familien und Freunden in Deutschland und 
überall auf der Welt!

Ich wünsche Ihnen von Herzen, dass Sie diese Tage 
voller Hoffnung und Zuversicht in die Zukunft begehen. 

Aber mir ist auch bewusst, dass viele von Ihnen mit 
großer Sorge auf das vergangene Jahr zurückblicken. Bei 
uns in Deutschland hat sich auf traurige und abstoßende 
Art und Weise gezeigt, wie sehr leider noch immer anti-
semitisches Gedankengut in den Köpfen vieler verankert 
ist und wie unvermittelt sich antisemitische Taten Bahn 
brechen. Das ist beschämend und unerträglich. Dem ent-
gegenzutreten, sind wir alle, ohne Ausnahme, gefordert. 
Wir werden nicht hinnehmen, dass junge Menschen von 
Mitschülern wegen ihres Glaubens verhöhnt werden, dass 
die Kippa aus Angst nur noch versteckt getragen wird und 
dass der Holocaust von einigen Künstlern, Politikern oder 
Publizisten relativiert wird.

Dem stellen wir uns entschieden entgegen - egal, ob 
es sich um bewusste Provokationen und Tabu-Brüche 
handelt oder schleichend die grundlegenden Linien 
unseres gesellschaftlichen Zusammenlebens verscho-
ben werden sollen. Wir müssen uns immer wieder vor 
Augen halten: Dass heute, 80 Jahre nachdem Synagogen 
in ganz Deutschland brannten und sich der Weg in den 
Abgrund der Shoah auftat, jüdisches Leben wieder ein 
fester Bestandteil der deutschen Gesellschaft ist, ist alles 
andere als selbstverständlich. Es ist ein Privileg, für das 
wir nicht nur zutiefst dankbar sind, sondern das wir mit 

Demut entgegennehmen. Ein Privileg, das auch Verant-
wortung mit sich bringt: Uns dafür einzusetzen, dass 
jüdische Menschen ihre Religion in Freiheit und Sicher-
heit in unserem Land ausüben können. Einzustehen für 
Menschenrechte, Toleranz, Frieden. Aufzustehen gegen 
Antisemitismus - nicht nur hier in Deutschland, sondern 
überall und jederzeit.

Für Israel wünsche ich mir, dass gerechte und tragfähige 
Lösungen für ein friedliches Zusammenleben im Nahen 
Osten gefunden werden können. Nur dann kann es end-
lich die Sicherheit geben, die sich die Menschen schon 
lange wünschen. Deutschland wird sich weiter engagiert 
dafür einsetzen.

Shana tova u‘metuka!

ZUM JÜDISCHEN NEUJAHRSFEST 5779 (ROSCH HASCHANA)

Grußwort des deutschen  
Außenministers Heiko Maas



Freitag, 7. September 2018 - Seite 5 -

Argentinien

Anruf von Trump 

Washington - Präsident Mauricio Macri hat bei der 
Bewältigung der Finanzkrise die Unterstützung von sei-
nem US-amerikanischen Amtskollegen Donald Trump 
erhalten. Dieser rief Macri am Dienstagmorgen an und 
sprach mit ihm über die aktuelle Situation in Argentini-
en. „Argentinien ist seit langem ein strategischer Partner 
der Vereinigten Staaten und ein wichtiger Verbündeter 
außerhalb der Nato“, heißt es in einer Mitteilung des 
Weißen Hauses nach dem rund 15-minütigem Gespräch. 
Trump habe Vertrauen in die Führungsqualitäten Mac-
ris. Der US-Präsident befürworte und unterstütze seine 
Verhandlungen mit dem Internationalen Währungsfonds 
(IWF), um Argentiniens Geld- und Wirtschaftspolitik 
zu stärken und die gegenwärtigen Herausforderungen 
für das Land zu meistern. Wirtschaftsminister Nicolas 
Dujovne traf am Dienstagabend in Washington mit IWF-
Chefin Christine Lagarde zusammen (siehe Wirtschaft). 
Bereits am vorigen Freitag hatte Trump seine Teilnahme 
am G20-Gipfel am 30. November und 1. Dezember in 
Buenos Aires zugesagt. Das Weiße Haus erklärte dazu: 
„Der G20-Gipfel wird die Gelegenheit für den Präsi-
denten sein, um seine Politik des Wirtschaftswachs-
tums auf internationaler Bühne herauszuheben.“ Die 
Ankündigung zu diesem Zeitpunkt werteten politische 
Beobachter bereits als Unterstützung für den politisch 
angeschlagenen Macri.

Moyano siegt vor Gericht
Erfolg für Huyo Moyano und die von ihm geführte 
Lkw-Fahrer-Gewerkschaft: Das Berufungsgericht über 
Arbeitsstreitfälle entschied vor wenigen Tagen, die vom 
Arbeitsministerium verhängte Geldstrafe von mehr als 1 
Milliarde Pesos (einschließlich Zinsen) aufzuheben. Des 
Weiteren wiesen die Richter die Behörde an, die durch 
ministerielle Verfügung beschlagnahmten 300 Millionen 
Pesos aus dem Gewerkschaftsvermögen wieder freizuge-
ben. Die Strafmaßnahmen waren verfügt worden, weil 
die Lkw-Fahrer nach Ansicht des Arbeitsministeriums 
eine Zwangsschlichtung im Tarifstreit missachtet hät-

ten. Die Richter nahmen vor allem Anstoß daran, dass 
das Arbeitsministerium zur Errechnung der Strafhöhe 
alle 182.000 Mitglieder der Gewerkschaft herangezogen 
habe. Stattdessen dürfte sich die Geldbuße aber nur an 
der Anzahl der Aktivisten orientieren, die tatsächlich an 
den Protestversammlungen teilgenommen hätten. Das 
Arbeitsministerium muss die Strafe nun neu berechnen. 
Die Gewerkschaft geht von etwa 10 Millionen Pesos aus. 
Moyano freute sich über den Richterspruch. Diejenigen, 
die die Arbeiterbewegung neutralisieren wollten, hätten 
verloren.

Kältester Winter seit elf Jahren
Laut einer Studie des Nationalen Meteorologischen 
Dienstes ist der diesjährige Winter der kälteste seit elf 
Jahren und der acht härteste aller Zeiten. Bereits in den 
ersten zehn Tagen im Juni lag die Durchschnittstempe-
ratur in fast allen argentinischen Provinzen unter dem 
Normalwert, außer in Feuerland. Besonders von der 
Kälte betroffen war der Norden des Landes. Landesweit 
waren die Mindesttemperaturen bis zum 20. August 
weitaus niedriger als normal. Der Frost bedeckte das 
gesamte Land. Die Statistiken der Studie zeigen, dass auf 
nationaler Ebene seit 2011 kein derartiger Winter regis-
triert wurde. Ausschlaggebend war, dass das Zentrum 
und der Norden des Landes unüblicherweise die kältesten 
Regionen waren. Den letzten großen Winter gab es 2007, 
als es am 9. Juli zum historischen Schneefall in Buenos 
Aires.  Die Termperaturen fielen in der Hauptstadt da-
mals fast auf den Gefrierpunkt. Der kälteste Winter seit 
Beginn der Wetteraufzeichnungen war jedoch 1984, als 
Werte von zwei Grad minus gemessen wurden. 

Prozess gegen Cristina 
Die Justiz hat den Termin des ersten Prozesses gegen Ex-
Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner festgesetzt. 
Die ehemalige Staatschefin muss ab 26. Februar 2019 vor 
Gericht erscheinen, wie das Justizportal CIJ am Montag 
bekanntgab. Kirchner wird Korruption bei der Vergabe 
von Staatsaufträgen an Bauunternehmen vorgeworfen. 
Mitangeklagt ist unter anderen ihr ehemaliger Infra-
strukturminister Julio De Vido, der in Untersuchungs-
haft sitzt. Kirchner hat als jetzige Senatorin parlamen-
tarische Immunität und kann deshalb nicht verhaftet 
werden, muss sich aber vor Gericht verantworten. Gegen 
die Ex-Präsidentin laufen mehrere weitere Verfahren 
wegen mutmaßlicher Korruption. 

(AT/mc/dpa/lis/mor)

Die Woche in Argentinien
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I
n letzter Zeit ist in der politischen Szene erneut der 
Begriff der Regierungsfähigkeit (auf spanisch 
“gobernabilidad”) aufgekommen. Das bezieht 
sich auf politische Macht, die die Regierung für 
Entscheidungen benötigt, die notwendig, aber 

konfliktiv sind. Im Wesen handelt es sich darum, dass 
bestimmte Themen als “Staatspolitik” eingestuft und 
von allen vernünftigen Parteien befürwortet werden. 
Bestimmt sind sich alle darin einig, dass die Inflation 
zumindest auf eine einstellige Jahreszahl zurückgefah-
ren werden muss, dass Vollbeschäftigung angestrebt 
wird, dass die staatlichen Mittel effizient eingesetzt 
werden, dass die Korruption ausgemerzt wird, und dass 
die Wirtschaft wächst und dabei auch die kritischen 
sozialen Probleme zunehmend überwunden werden.

Eine Regierung, deren Partei die Minderheit in bei-
den Kammern hat und auch nur über wenige eigene 
Gouverneure verfügt, ist dabei auf die Unterstützung 
eines Teils der Opposition angewiesen. Hier bestehen 
grundsätzlich zwei Kriterien: Einmal, dass der Zusam-
menbruch der Regierung der Opposition konveniert, 
weil dann die Regierungskoalition bei den Wahlen vom 
nächsten Jahr eine schwache Stellung hätte. Doch auf 
der anderen Seite überlegen sich viele, dass sie dann als 
Regierungspartei eine Lage übernehmen, die sie zwingt, 
hart vorzugehen. Somit ist es besser, wenn die Macri-
Regierung die schmutzige Arbeit erledigt und die Op-
position, wenn sie die Macht übernimmt, sich um den 
Wohlstand der Bevölkerung und das wirtschaftliche 
Wachstum kümmern kann, was viel sympathischer ist.

Cristina Kirchner und ihre Anhänger setzen sich 
deutlich dafür ein, dass die Macri-Regierung scheitert 
und, wenn möglich, vorzeitig abtritt, wie es bei Alfonsín 
und De la Rúa der Fall war. Cristina will dabei auch 
erreichen, dass sich ihre gerichtliche Lage entschärft. 
Doch die ehemalige Präsidentin hat keine Möglichkeit, 

wieder an die Macht zu gelangen. Sie kann zwar laut 
Umfragen mit etwa 25 Prozent der Wähler rechnen, hat 
aber einen ebenso hohen Prozentsatz, der sie katego-
risch ablehnt und gegen sie stimmt, also für die Partei, 
die den größten Gegensatz zu ihr darstellt. 

Die meisten Peronisten, die jetzt in verschiedene 
Gruppen aufgeteilt sind und eventuell auch Sergio 
Massa einschließen, zu denen auch die meisten Gouver-
neure zählen, sehen die Dinge anders. Die Gouverneure 
sind ohnehin wirtschaftlich an das Schicksal der Nati-
onalregierung gebunden. All diese Peronisten wollen 
der Regierung helfen, die kritische Lage zu überwinden 
und sich dann bei den Wahlen als Alternative aufstellen. 
Es bestehen gewiss Möglichkeiten, ein vernünftiges 
Regierungsprogramm vorzulegen, das sich von dem 
der Regierung unterscheidet, aber im Wesen nicht alles 
über den Haufen wirft. Vielen Politikern und besonders 
den Politologen schwebt dabei das Vorbild fortgeschrit-
tener Staaten vor, wie die Vereinigten Staaten, wo der 
Übergang von einer demokratischen auf eine republi-
kanische Regierung und umgekehrt keine Katastrophe 
ist, sondern nur andere Akzente setzt. 

Präsident Macri hat schon erreicht, dass das Pro-
jekt über den Staatshaushalt des Jahres 2019 mit den 
Gouverneuren und anderen Oppositionspolitikern 
diskutiert wird, wobei angeblich eine grundsätzliche 
Einigung erreicht wurde, auch wenn in vielen Aspekten 
Diskrepanzen bestehen. Die Diskussion im Parlament, 
die am 15. September beginnt, wenn das Budgetprojekt 
formell eingebracht wird, wird dann viel einfacher, 
und die Gefahr, dass es kein Haushaltsgesetz gibt, 
wird gebannt. Das wäre jedoch nur ein Anfang der 
Zusammenarbeit, die für eine gute Regierungsfähigkeit 
notwendig ist.

Die Regierungsfähigkeit
Von Juan E. Alemann
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Im Blickfeld

B
erlin - Die Ereignisse in Chemnitz haben 
Deutschland aufgewühlt. Aber auch die Welt 
schaut auf Sachsen. Internationale Kommen-
tatoren zeichnen vor allem ein düsteres Bild 
von Ostdeutschland - dort seien Demokratie 

und das Zusammenleben mit Fremden noch neu. Einige 
machen die Kanzlerin und ihre Flüchtlingspolitik für die 
fremdenfeindlichen Ausschreitungen verantwortlich - 
und mancher äußert Verständnis für die Demonstranten. 
Andere kritisieren „schamlosen Rassismus“. Und nicht zu-
letzt erinnern die Zeitungen an Deutschlands Geschichte 
- und warnen davor, dass diese sich wiederholt. In man-
chen Ländern äußern sich auch Politiker. Ein Überblick:
u GroSSbritannien: Die Zeitung „The Times“ zeichnet 
ein sehr düsteres Bild von Chemnitz: hohe Arbeitslo-
sigkeit, geringe Löhne, niedrige Geburtenrate, massive 
Drogenprobleme - die Stadt sei heute „ein anschauliches 
Beispiel für einen Osten, der sich zurückgelassen fühlt“. 
So konnte sich dem Blatt zufolge Chemnitz zum „Epi-
zentrum rechtsextremer Wut und Sammelpunkt von 
Neonazi-Hooligans“ entwickeln. Der „Guardian“ spielt auf 
die Geschichte Deutschlands an: „Das ist das Aufblühen 
von etwas Gefährlichem, das tief verwurzelt ist.“ 

u Frankreich: Über die Ereignisse in Sachsen wird in 
Frankreich ausführlich berichtet. Die französische Re-
gionalzeitung „Les Dernières Nouvelles d‘Alsace“ aus 
Straßburg meinte zu Wochenbeginn, dass in ehemaligen 
DDR-Großstädten schon seit Jahrzehnten rechtsextreme 
Bewegungen existierten. Es sei „kein Zufall“, dass der Hass 
ausgerechnet im Osten Deutschlands explodiere. Auch 

die Vorfälle um die Veröffentlichung von Haftbefehlen 
im Internet wurden in Frankreich kritisch kommentiert. 
Die angesehene Tageszeitung „Le Monde“ schickte ihren 
Deutschland-Korrespondenten Thomas Wieder nach 
Chemnitz.

u Spanien: Als Anlass für die fremdenfeindlichen Kund-
gebungen wird in den Kommentaren die Migrationskrise 
genannt, für die Europa und speziell Deutschland keine 
Lösung fänden - und die von Neonazis für ihre Zwecke 
genutzt werden, schrieb „El Mundo“. Die Zeitung „La 
Vanguardia“ lobte die Kritik von Bundeskanzlerin An-
gela Merkel an den Geschehnissen. Viele Blätter warnten 
gleichzeitig vor den „Nazi-Nostalgikern“ und einem Wie-
deraufflammen der Geschichte. 

u Italien: Für Italiens Innenminister Matteo Salvini sind 
die Ausschreitungen in Chemnitz ein Beweis dafür, dass 
die Bundesregierung das Risiko sozialer Konflikte durch 
die Migration jahrelang unterschätzt hat. Gewalt sei aber 
keine Lösung, sagte er in einem Interview mit der Deut-
schen Welle. Abgesehen von dem Chef der rechten Lega 
gab es in Italien keine nennenswerten Reaktionen zu den 
Vorfällen. Es wurde aber breit berichtet.

u Österreich: Die Zeitung „Die Presse“ schrieb: „Wie 
sich in diesen Tagen Gewalt und schamloser Rassismus 
in Chemnitz Bahn brachen, wie Rechtsradikale die Straße 
eroberten und ungeniert den Hitlergruß zelebrierten, war 

Von „widerlich“ bis „Zeitenwende“
So blickt die Welt auf Chemnitz
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einfach nur widerlich.“ Bundeskanzler Sebastian Kurz von 
der konservativen ÖVP erklärte, dass er erschrocken sei 
über die Vorfälle in Sachsen. Der linksliberale „Standard“ 
aus Wien schrieb: „Chemnitz könnte für Deutschland 
eine Zeitenwende bringen. Wohin der Wind sich dreht, 
ist noch nicht absehbar.“

u Schweiz: In der Schweiz beschäftigten sich die Tages-
zeitungen „Tages-Anzeiger“ und „Neue Zürcher Zeitung“ 
immer wieder auch in den Kommentarspalten mit der Si-
tuation in Chemnitz. Letztere machte dabei unter anderem 
deutlich, dass sich die demokratische Mitte einer Gesell-
schaft die Fähigkeit, zu differenzieren, bewahren müsse. 
„Wer die Sachsen als Nazis und Nazi-Kollaborateure 
beschimpft, drückt damit aus, dass er sie als Mitbürger 
aufgegeben hat.“

u Skandinavien: Die skandinavischen Zeitungen berich-
ten fast täglich über die Zusammenstöße in Chemnitz, 
halten sich aber mit Einschätzungen zurück. Deutschland 
genießt im Allgemeinen ein hohes Ansehen, desto unver-
ständlicher sei es, dass es in Sachsen zu solch gewalttätigen 
und hasserfüllten Ausschreitungen gekommen ist. „Die 
Ostdeutschen hatten im Gegensatz zu den Westdeutschen 
keine freundliche Besatzungsmacht, die ihnen Demokratie 
und Pluralismus beibringen konnte“, schrieb die dänische 
Zeitung „Jyllands Posten“.

u Russland: Deutschland in der Krise, Berlin ist blind 
– Russlands tägliche Schlagzeilen zu den Ausschreitun-
gen in Chemnitz sind düster. Dabei diagnostizieren die 
Zeitungen dem Land chaotische Zustände und ignorante 

Politiker, die das größere Problem nicht anpacken. Einer-
seits bedauere man den Tod eines Deutschen, gleichzeitig 
verurteile man auch diejenigen, die sich mit dem Opfer 
solidarisieren. Was einfache Bürger ihr gutes Recht 
nennen, so schreibt etwa das kremltreue Boulevardblatt 
„Komsomolskaja Prawda“, bezeichne die deutsche Regie-
rung dann als fremdenfeindlich.

u Polen: Die konservative Zeitung „Rzeczpospolita“ 
schreibt, die Ereignisse in Chemnitz würden von rechten 
Kreisen für ihre Zwecke benutzt. Lange Zeit habe sich 
der Neonazismus in einer Nische versteckt, nun tauche er 
wieder auf und würde „gefährlich wuchern“. Ein Teil der 
Bevölkerung habe das Gefühl, die Regierung würde die 
Wahrheit über von Flüchtlingen ausgehende Bedrohungen 
vor ihnen verheimlichen, meinen polnische Kommenta-
toren weiter. Laut linksliberaler Zeitung „Gazeta Wybor-
cza“ demonstriert Chemnitz, dass Rechtsextremismus 
in Ostdeutschland ein Problem darstellt. Die Ereignisse 
würden die ohnehin politisch geschwächte Kanzlerin 
Angela Merkel treffen.

u Ungarn: Die von der Regierung kontrollierten Me-
dien führen die Ausschreitungen in triumphalem Ton 
auf eine „verfehlte deutsche Migrationspolitik“ zurück. 
„Schlachfeld Chemnitz“ titelte die Tageszeitung „Magyar 
Idök“. „Chemnitz kann zu einem weiteren abstoßenden 
Beispiel der Integrationsbestrebungen werden“, urteilte 
die Zeitung. 

(dpa)
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Präsident Mauricio Macri hat Montag angekündigt, 
dass er in den 15 Monaten, die seiner Regierung 

noch verbleiben, einen sehr harten Kurs beschreiten 
wird, mit langfristigen Zielen und ohne demagogische 
Konzessionen. Er hat die Botschaft der tiefen Krise auf 
dem Devisenmarkt richtig verstanden: Solange die 
Rechnung mittel- und langfristig nicht aufgeht und der 
Staat sich zunehmend verschulden muss, besteht die 
sehr wahrscheinliche Aussicht auf einen neuen Default, 
und somit handelt die Wirtschaftswelt in diesem Sinn, 
was schon zu einer Vorverlegung der Krise geführt 
hat. Wenn diese Aussicht nicht mehr besteht, dürfte 
sich der Devisenmarkt beruhigen, was dann auch die 
Bewältigung vieler interner Probleme erleichtert. Dabei 
ergibt sich eventuell das Paradoxon, dass die effektive 
Einhaltung des harten Kurses, der auch konfliktive 
strukturelle Änderungen einschließt, sich positiv auf 
die Konjunktur auswirkt, weil dann auch normal ge-
wirtschaftet und investiert werden kann. Es geht jetzt 
darum, mit konkreten Maßnahmen zu zeigen, dass 
die guten Absichten des Präsidenten ernst gemeint ist.

Der mächtige Lastwagengewerkschafter Hugo Mo-
yano hat vor Gericht Klage gegen eine Buße von 

einer Milliarde Pesos eingereicht, die das Arbeitsminis-
terium verfügt hatte, weil er während der obligatorischen 
Schlichtungsperiode den Streik nicht aufgehoben hatte. 
Das zuständige Arbeitsgericht gab ihm bei der Berech-
nung der Buße recht und setzte diese auf 10 Millionen 
Pesos fest. Was auch keine Kleinigkeit ist. Moyano er-

klärte beiläufig, dass er von der AFIP, der CIA und dem 
Mossad verfolgt werde. Dass er Probleme mit dem Steu-
eramt hat, vor allem bei seinem Sozialwerk, ist bekannt 
und stellt gewiss keine politische Verfolgung dar. Dass 
der nordamerikanische und der israelische Geheimdienst 
sich für ihn interessieren könnten, ist indessen dummes 
Geschwätz und zeugt nur davon, dass Moyano sich für 
viel wichtiger hält, als er ist.

Papst Franziskus hat einen schweren Prestigeein-
bruch wegen des Skandals der weit verbreiteten 

Pädophilie von hohen Priestern erlitten. Denn er wusste 
schon vorher viel und tat nichts. Dieses Thema steht 
im Zusammenhang mit dem Zölibat der katholischen 
Geistlichen, das einen Anachronismus darstellt. Denn 
dies wurde in einem Konzil im fünften Jahrhundert 
bestimmt, um zu verhindern, dass die Bischöfe ihre 
Söhne bevorzugten und die Kirche schließlich ein ähn-
liches System wie die Königreiche hätte. Dieses Problem 
gibt es heute gewiss nicht. Dass das Zölibat nicht zum 
Dogma gehöre und somit ohne weiteres aufgehoben 
werden könne, ließ der Papst vor drei Jahren seinen 
Sekretär sagen. Doch dann geschah weiter nichts. Der 
Skandal, der jetzt aufgekommen ist, bietet ihm jetzt 
die Gelegenheit, den Priestern zu erlauben zu heiraten, 
wie es bei protestantischen Pfarrern und Rabbinern der 
Fall ist. Dann dürfte es wohl kaum noch pädophile und 
homosexuelle katholische Priester geben.

Randglossen
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Die gesamten Steuereinnahmen des Nationalstaates, 
einschließlich Zöllen, Sozialabgaben und Gebühren, lagen 
im August 2018 mit $ 293,42 Mrd. um 32,8% über dem 
gleichen Vorjahresmonat. In 8 Monaten 2018 waren es $ 
2,16 Bio., 28,6% über dem Vorjahr. Die interannuelle Ent-
wicklung war bei den einzelnen Steuern sehr unterschied-
lich, mit bedeutenden Zunahmen bei der Gewinnsteuer, 
der Mehrwertsteuer und der Schecksteuer, Abnahmen bei 
den Exportzöllen, den internen Steuern, der Steuer auf 
persönliches Vermögen und anderen weniger bedeutenden 
Steuern, und geringen Zunahmen bei den Sozialabgaben. 
Gesamthaft liegen die Steuereinnahmen im August über 
der Inflation.
Die Entwicklung war im Einzelnen wie folgt:
u Gewinnsteuer: $ 68,70 Mrd., +44,9%

u Mehrwertsteuer: $ 98,12 Mrd., +40,3%. Die direkt vom 
Steueramt eingenommene MwSt. stieg um 32,9%, wäh-
rend die vom Zollamt einbehaltene um 54% zunahm. Die 
Zunahme fällt bei der starken Rezession, die sich im Juli 
(auf dessen Umsätze sich die im August gezahlte MwSt. 
bezieht) vertieft hat, besonders auf, umso mehr als weniger 
Kfz., Haushaltsanlagen und Bekleidung verkauft wurden.

u Interne Steuern: $ 5,41 Mrd., -9%. Diese Steuer, die 
Zigaretten, alkoholische Getränke und Luxusgüter be-
lastet, verzeichnet wegen der neuen Berechnungsform der 
Zigarettensteuer eine Abnahme.

u Exportzölle: $ 6,36 Mrd., -3,4%. Dieser Zoll wurde 
weitgehend abgeschafft und bei Sojabohne stark gesenkt. 
Aber außerdem hat sich die Dürre ausgewirkt, die auch 

zu geringen Exporten von Sojabohne geführt hat. 

u Importzölle: $ 11 Mrd., +51%. Diese starke Zunahme, 
die sich auch mit der vom Zollamt einbehaltenen MwSt. 
zusammenreimt, fällt auf, da wegen der Rezession allge-
mein weniger importiert wird. Es wurden mehr Waren 
abgefertigt, die vorher importiert worden waren, beson-
ders Konsumgüter, die einen relativ hohen Zollsatz zahlen.

u Brennstoffsteuern: $ 11,55 Mrd., +31,1%. Hier hat 
sich vornehmlich die Preiserhöhung ausgewirkt, die den 
geringeren Mengenumsatz mehr als ausgeglichen hat.

u Persönliche Güter: $ 1,77 Mrd., -11,9%. Hier hat sich 
die Steuerreform ausgewirkt, die diese Steuer bei “guten 
Steuerzahlern” erlassen hat.

u Schecksteuer: $ 20,74 Mrd., +40,8%. Dass der Erlös 
dieser Steuer über die Inflation steigt, dazu noch in Re-
zessionszeiten, deutet darauf hin, dass die Barzahlung 
zugenommen hat, trotz der Bemühungen, um die Zahlung 
über Zahl- und Kreditkarten anzuspornen. Eventuell war 
dies eine Nebenwirkung der Kontrolle der Ausgaben über 
Karten, die das Steueramt bei der Prüfung der Einkom-
menssteuer jetzt vollzieht. 

u Sozialbeiträge: $ 69,92 Mrd., +21,5%. Hier kommt die 
Tatsache zum Ausdruck, dass die Löhne weit unter der 
Inflation erhöht wurden. Die Zahl der Beitragenden hat 
sich kaum verändert.

Steuereinnahmen im August: +32,6%
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Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 39,29, 
gegen $ 34,48 eine Woche zuvor. Die ZB hat am Mitt-
woch außer den u$s 100 Mio., die sie versteigert hat, noch 
weitere u$s 236,1 Mio. direkt verkauft, wie es vor dem 
Abkommen mit dem IWF üblich war. Ohne dies wäre 
der Kurs auf über $ 40 gestiegen. Von den u$s 7,5 Mrd., 
die  der IWF für Einsatz auf dem Devisenmarkt bereitge-
stellt hat, hat die ZB schon etwa die Hälfte verkauft, ohne 
jedoch den Markt beherrschen zu können. Im Laufe des 
Jahres 2018 hat die ZB schon u$s 14,4 Mrd. am Devisen-
markt verkauft, ohne Erfolg. Die ZB-Reserven lagen am 
Mittwoch bei u$s 51,02 Mrd., gegen u$s 54,30 Mrd. eine 
Woche zuvor. Die ZB musste Reserven an das Schatzamt 
abgeben, um die Amortisation von Schatzscheinen in 
Dollar und einen im Vorjahr aufgenommenen Kredit von 
ausländischer Banken zu decken  Der Rofex-Terminkurs 
lag zum 30.8.19 bei $ 54,50, was einen Jahreszinssatz von 
41,22% zum Ausdruck bringt.

***
Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos 

Aires verzeichnet in einer Woche zum Mittwoch eine 
Zunahme von 13,27%, liegt jedoch immer noch um 
4,31% unter Ende Dezember 2017. Der Kurssprung der 
letzten Woche hängt mit der Abwertung zusammen, die 
die Kurse von Papieren, die auch an der Börse von New 
York notieren (in Dollar), in Pesos in die Höhe trieb.

***
Die Staatstitel standen in einer Woche zum Mitt-

woch im Zeichen einer ausgsprochenen Baisse. Die 
Entwicklung war im Einzelnen wie folgt: Argentina 2019: 
-0,80%, Argentina 2021: -3,35%, Argentina 2026: -2,45%, 
Argentina 2046: -0,98%; Bonar 2024: -1,33%.

***
Gold wurde am Mittwoch in Buenis Aires (Banco 

Ciudad) bei 18 Karat zu $ 864,83 pro Gramm gehandelt 
(Vorwoche. $ 733,91) und bei 24 Karat zu $ 1.423,89 
($ 1.237,90).

***
Die Geldmenge, gemessen als monetäre Basis (Bank-

noten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) stieg 
in 12 Monaten zum 3.9.18 um 42,63%, und das mone-
täre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro 
und Spardepositen), das sich auf Zahlungsmittel im 
weiteren Sinn bezieht, nahm um 33,36% zu.

***
Die gesamten Pesodepositen der Banken stiegen 

in 12 Monaten zum 3.9.18 um 50,31% auf $ 2,63 Bio., 
und die gesamten Pesokredite nahmen um 41,24% 
auf $ 1,68 Bio. zu. Die Dollardepositen stiegen in der 
gleichen Periode um 1,72% auf u$s 32,15 Mrd., und die 
Dollarkredite nahmen um 15,24% auf u$s 16,70 Mrd. zu.

***
Schatz- und Finanzminister Nicolás Dujovne erklär-

te diese Woche in Washington der Generaldirektorin 
des Internationalen Währungsfonds, Cristine Lagarde, 
und Mitgliedern des Vorstandes, den Vorschlag zur 
Änderung des Abkommens mit dem Fonds. Dabei geht 
es um eine höhere unmittelbare Auszahlung des Kredites 
von insgesamt u$s 50 Mio. wobei auf der anderen Seite 
das primäre Defizit für 2019 von 1,3% des BIP auf Null 
gesenkt wird. Außerdem soll die direkte Intervention auf 
dem Devisenmarkt mit dem Verkauf des jeweils notwen-
digen Dollarbetrages, wenn der Wechselkurs stark steigt, 
wieder zugelassen werden, statt einen festen Dollarbetrag 
pro Tag zu versteigern. Das vom IWF eingeführte System 
hat versagt, und die Regierung hat begriffen, dass sie den 
Kurs unter Kontrolle halten muss.  

***
Die Produktion von Kraftfahrzeugen (Automobilen, 

Lastwagen und Pick-ups) lag im August mit 49.335 Ein-
heiten um 9% über dem gleichen Vorjahresmonat und 
um 19% über Juli 2018, teilt der Verband der lokalen 
Fabrikanten, ADEFA, mit. Die Lieferungen an die Agen-
turen betrugen 52.224 Einheiten, 31,9% über dem gleichen 

Vorjahresmonat, und die Exporte (fast alle nach Brasilien) 
28.068 Einheiten, 59,6% über dem Vorjahr und 10,7% über 
Juli. Somit lagen die Importe (ohne Berücksichtigung 
von Änderungen des Bestandes) bei 30.957 Einheiten. 
Die Importe (aus Brasilien) lagen somit um 11,5% über 
den Exporten, womit der kompensierte Austausch wieder 
eingehalten wurde. In 8 Monaten 2018 betrug die lokale 
Fabrikation 330.440 Einheiten, 9,7% über dem Vorjahr. 
Die Lieferungen betrugen 520.468 Einheiten, 7,8% unter 
dem Vorjahr. Der Export betrug 175,001 Kfz., 34,1% über 
dem Vorjahr. Der Import lag somit bei 366.029 Einheiten, 
208,5% so viel wie der Export, obwohl beim kompensier-
ten Austausch nur 50% zugelassen sind.

***
Durch Beschluss 4286 der AFIP wurde verfügt, dass 

im Fall von Ehepaaren, die beide die Gewinnsteuer 
zahlen, nur einer den Abzug für Kinder in seine Er-
klärung aufnehmen kann. Bisher konnten es beide tun.

***
Ab September wird die Pension der Lehrer um 

7,38% und die von Universitätsprofessoren um 9,54% 
erhöht, teilte die ANSeS mit. Im März hatten sie schon 
eine Erhöhung von 11,65%, bzw. 13,4% erhalten. In 12 
Monaten beträgt die Erhöhung jetzt 22,3%, bzw. 21,8%. 
Die Zahl der Lehrer beläuft sich auf etwa 140.000 und 
die der Professoren auf 5.500.

***
Der tägliche Konsum der Haushalte ist im Juli im 

Vergleich zum gleichen Vorjahresmonat um 3% ge-
fallen, hat die Colsulting-Firma Kantar Worldpanel 
ermittelt. Es war der dritte Monat in Folge mit einer 
Abnahme: es waren -1% im Mai und -2% im Juni. 

***
Der Umsatz des unabhängigen Einzelhandels lag im 

August mengenmäßig um 8% unter dem gleichen Vor-
jahresmonat, teil der Verband CAME mit (Cofereación 
Argentina de la Mediana Empresa). Die ersten 8 Monate 

liegen somit um 3,7 % unter dem Vorjahr.
***

Die Justizinspektion (IGJ, Inspección General de 
Justicia), die Formalitäten von Aktiengesellschaften, 
G.m.b.Hs., Vereinen u.a. Organisationen kontrolliert, 
hat die Forderungen für die Eintragung ausländischer 
Gesellschaften stark verringert. Bei der Eintragung 
wird die Dokumentation über die Tätigkeit der Firma 
im Ausland und die Individualisierung der Mitglieder 
der ausländischen Gesellschaft nicht mehr gefordert. 
Ebenfalls braucht eine ausländische Gesellschaft jetzt 
ihre Eintragung nicht mehr jedes Jahr zu erneuern.Die 
Eintragung von Gesellschaften aus Steuerparadiesen, die 
bisher strikt verboten war, wird jetzt unter bestimmten 
Auflagen erlaubt.

***
Die Regierung der Stadt Buenos Aires hat mit der 

Gewerkschaft der Belegschaft der U-Bahn eine Lohn-
erhöhung von insgesamt 31% vereinbart. Es sind 5,7% 
ab März 2018, 3,6% ab Juli, 10% ab Oktober und 6% ab 
Dezember, zu denen dann noch eine sogenannte Soli-
daritätsquote von 1% und ein fester Betrag von $ 4.000 
hinzukommen. Die durchschnittliche Jahreszunahme 
liegt somit weit unter 31%.

***
Pablo Adreani, der sich als Experte mit landwirt-

schaftlichen Daten befasst und allgemein anerkannt 
ist, schätzt, dass die Landwirte einen Bestand von 16 
Mio. Tonnen Mais, 15 Mio. Tonnen Sojabohne und 2 
Mio. Tonnen Weizen haben, was insgesamt 33 Mio. 
Tonnen ausmacht, die einen Wert von ca. u$s 6,5 Mio. 
darstellen. Wenn die Landwirte sich auf Grund des stark 
gestiegenen Wechselkurses entscheiden, diese Lagerbe-
stände zu verkaufen, so dass sie exportiert werden, würde 
ein bedeutender Angebotsdruck auf dem Devisenmarkt 
eintreten. Ab Dezember kommt die neue Ernte hinzu, 
zunächst mit geschätzten 21 Mio. Tonnen Weizen, zu 

Argentinien
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denen ab März Mais und danach Sojabohne,und beiläufig 
auch Gerste, Roggen, Sonnenblume, Sorghum und Erd-
nuss hinzukommen. Adreani u.a. Experten bestätigen 
die Aussicht auf eine Rekordernte 2018/19 von 140 Mio. 
Tonnen, gegen 105 Mio. in der Periode 2017/18. Das ist 
auch ein Grund, um den Bestand vorher zu verkaufen.

*** 
Der Preis der Zigaretten wurde am Montag von 

Massalin Particulares um 6,5% erhöht. Es ist die fünfte 
Preiserhöhung in diesem Jahr. Ein Paket Marlboro Box 
kostet jetzt $ 69.

***
Im August 2018 wurden 65.247 Automobile, Lastwa-

gen und Nutzfahrzeuge in das offizielle Register einge-
tragen, 25,2% unter dem gleichen Vorjahresmonat und 
2,9% unter Juli 2018, teilt der Agenturenverband Acara 
mit. Diese Eintragungen entsprechen dem Verkauf der 
Agenturen an ihre Kunden. In 8 Monaten 2018 wurden 
633.481 Einheiten eingetragen, 1,9% über dem Vorjahr. In 
den ersten 5 Monaten 2018 lagen die Zahlen weit über dem 
Vorjahr, und im Juni setzte eine betonte Abnahme ein.

***
Im August wurden 39.589 Motorräder in das offi-

zielle Register eingetragen, 34% unter dem Vorjahr, 
teilte die Kammer der Motorradfabrikanten (Cafam) 
mit. 90% der Einheiten wurden im Land hergestellt. 
38,6% der verkauften Motorräder entfallen auf solche 
mit geringem Zylindergehalt.

***

Der Saldo des bilateralen Handels zwischen Argenti-
nien und Brasilien schloss für Argentinien im August 
2018 mit einem Defizit von u$s 367 Mio., 52,4% unter 
dem Vorjahr, ergeben die Daten des brasilianischen 
Industrieministeriums. Das ist das Ergebnis von argen-
tinischen Exporten von u$s 1,18 Mrd. (+38,8% gegenüber 
dem Vorjahr) und Importen von u$s 1,55 Mrd. (-4,8%). In 
8 Monaten 2018 lag das Defizit bei u$s 4,26 Mrd. (-43%), 
bei argentinischen Exporten von u$s 7,28 Mrd. (+38,8%) 
und Importen von u$s 11,54 Mrd. (+0,9%).

***
YPF hat den Preis für Benzin ab letztem Dienstag 

um 9,5% in der Bundeshauptstadt und 8,5% im Rest 
des Landes erhöht. Axion verfügte Zunahmen zwischen 
10% und 12%, ähnlich wie sie Shell schon vollzogen hatte.

***
Im Juli lag die landesweite Gasförderung bei 4.096,3 

Mio. cbm., 7% über dem gleichen Vorjahresmonat. Die 
Erdölproduktion lag im gleichen Monat mit 2,38 Mio.
cbm. um 1,8% über dem Vorjahr. In 7 Monaten 2018 lag 
de Gasförderung um 4,9% über dem Vorjahr und die 
von Erdöl war um 1,9% höher. 

***
Präsident Mauricio Macri hat sich am Dienstag mit 

den Vertretern der Holzwirtschaft (Forstwirtschaft, 
Holzindustrie u.a.) getroffen, um sich über die Entwick-
lung dieses Bereiches zu unterrichten und eventuell die 
notwendigen Maßnahmen zu treffen, um das Ziel zu 
erfüllen, binnen 12 Jahren eine Fläche von 2 Mio. auf-

geforsteten Hektar zu erreichen, und Industrien anzu-
ziehen, die das Holz verarbeiten, zu Brettern, Zellstoff 
und Pappe, und auch Pressplatten. Argentinien hat in 
der mesopotamischen Gegend (Entre Rios, Corrientes 
und Misiones) die weltweit besten Bedingungen für die 
Forstwirtschaft, mit Pappeln, Eukaliptus, Kiefern u.a. 
Arten, so dass die Voraussetzung für eine hohe Holz-
produktion und einen hohen Export der Holzprodukte 
gegeben sind. Die Aufforstung wird mit Subventionen 
und Steuervergünstigungen seit vielen Jahren gefördert, 
aber das Ergebnis entspricht nicht dem finanziellen Auf-
wand des Staates. Die Tatsache, dass in den letzten zwei 
Jahrzehnten zwei große Zellstofffabriken in Uruguay 
errichtet wurden, und keine in Argentinien, zeigt, dass 
das Thema in Argentinien nicht begriffen wurde.

***
Der Index der Industrieproduktion des INDEC, 

benannt EMI (“Estimador mensual industrial”), lag 
im Juli 2018 um 5,7% unter dem gleichen Vorjahres-
monat. Es handelt sich um den dritten Monat in Folge 
mit Rückgängen.10 der 12 Bereiche, die der Index um-
fasst, verzeichnen Abnahmen. Die größten Rückgänge 
betreffen Erdölraffinerien (-20,9%), Zigaretten- und 
Tabakindustrie (-13,9%), Textilien (-12,9%), Kautschuk 
und Kunststoffe (-11,9%), Metallmechanik (-11,9%) und 
Chemie (-9,6%). Danach kommen Druck und Verlag 
(-6,1%), Papier und Pappe (-3,8%), Nahrungsmittel 
(-1,8%) und nicht metallische Erze (-0,8%). Zunahmen 
gab es bei Grundmetallen (+13%) und Kfz (12,9%).

***
Der Index der Bauwirtschaft des INDEC (benannt 

ISAC, indicador sintético de la construcción) verzeich-
net im Juli 2018 eine interannuelle Zunahme von 0,7%, 
nach einem Rückgang von 0,1% im Juni. Dennoch lagen 
die ersten 8 Monate 2018 um 9,3% über dem Vorjahr. In 
den letzten Monaten wurden die Ausgaben für öffentliche 
Bauten stark beschränkt, und im privaten Bereich wurde 
auch weniger gebaut. 

***
Die Regierung schätzt, dass die nächste Erhöhung 

des Gaspreises unter 30% liegen werde, etwa gleichviel 
wie die Zunahme des Indices der Konsumentenpreise 
in 12 Monaten. Der Stromverteiler Gasnor setzte die 
Zunahme auf 32% an, und Gas BAN auf 31%. Doch in 
beiden Fällen wurde noch keine Einigung mit den Gas-
produzenten erreicht.

***
Am Dienstag wurden die neuen Exportzölle formell 

per Dekret eingeführt. Der Zollsatz beträgt 12%, wo-
bei der feste Betrag von $ 4, bzw. $ 3 bei industriellen 
Produkten und anderen, als Höchstbetrag gilt. Bei So-
jabohne gilt ebenfalls der Betrag von $ 4 pro Dollar, der 
zum Exportzoll von 18% (bisher 26,5%) hinzukommt, 
sodass die Sojabohne jetzt mit insgesamt 28,5% belastet 
wird, mehr als bisher.

***
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In Brasilien hat der Oberste Gerichtshof mit 7 gegen 
4 Stimmen die Verfassungsmäßigkeit des Gesetzes 
bestätigt das sich auf die Vergabe von Tätigkeiten aller 
Art von Unternehmen auf Dritte bezieht, die als Selbst-
ständige oder unabhängige Unternehmen auftreten. In 
Unternehmerkreisen wird dieser Aspekt der Arbeitsre-
form, die Präsident Temer vor zwei Jahren im Kongress 
eingebracht hat, wo sie genehmigt wurde, als wesentlich 
betrachtet. In Argentinien wird das Thema noch disku-
tiert, wobei der Oberste Gerichsthof unlängst auch im 
Sinn des brasilianischen geurteilt hat. Vorher hatten fast 
alle Arbeitsrichter Personen, die als Selbstständige einen 
Dienst für ein Unternehmen lieferten, als Arbeitnehmer 
im Abhängigkeitsverhältnis eingestuft, was bei Aufhebung 
der verpflichteten Dienstleistung zu hohen Entschädi-
gungen führte, und allgemein ein schwieriges Problem 
geschaffen hat. Ein ähnliches Problem war vor einigen 
Jahren in Brasilien aufgetreten.

***

Das brasilianische Bruttoinlandsprodukt verzeich-
net im 2. Quartal 2018 eine Zunahme gegenüber dem 
1. Quartal von nur 0,2%, nachdem das erste auch nur 
um 0,1% gegenüber dem 4. Quartal 2017 gestiegen war. 
Brasilien schafft es nicht, sich von der tiefen Rezession 
der Jahre 2015/16 zu erholen, nachdem die schwache 
BIP-Zunahme von 2017 schon vor Jahresende zum Still-
stand kam, so dass die Zunahme im ganzen Jahr nur 1º% 
betrug, viel weniger als das Bevölkerungswachstum. Für 
2018 wird jetzt offiziell ein Plus von 1,6% erwartet, und 
für 2019 eines von 2,5%. Die Arbeitslosigkeit verblieb im 
2. Quartal bei 12%. 

***
In Venezuela erreichte die Inflation im August 223%, 

hat die parlamentarische Opposition berechnet. Die 
Preiszunahme betrug in 8 Monaten 2018 34.680,7%, und 
in 12 Monaten zum August rund 200.000%.

Lateinamerika
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Cervecería y Maltería Quilmes
Diese führende lokale Bierbrauerei, die seit einigen 
Jahren in die brasilianische Brahma integriert ist, hat 
eine Investition von u$s 50 Mio. in die Erweiterung 
ihrer Brauerei in Acheral, Provinz Tucumán vollzogen 
und in der Vorwoche eingeweiht. Die Kapazität für die 
Abfüllung von Flaschen und Büchsen wurde dabei auf 
3,4 Mio. hl verdoppelt. Hier wird außer dem klassischen 
Quilmes-Bier, Bier der Marken Brahma, Bajo Cero, 1890, 
Ouro Fino und Ducal erzeugt.

Ingener
Dieses uruguayische Unternehmen, das sich der Monta-
ge und dem Bau widmet, hat mit CP Renovables, einer 
Tochtergesellschaft von Central Puerto (die ein großes 
Wärmekraftwerk in der Bundeshauptstadt betreibt) ein 
Abkommen abgeschlossen, um zwei Anlagen von Wind-
kraftwerken zu errichten, eines benannt La Genoveva I 
von 87 MW und das andere benannt La Genoveva II, von 
42 MW, beide in der Nähe von Bahía Blanca. Außerdem 
wird Ingener binnen 13 Monaten eine Transformations-
station von 132 KV einrichten, um diese Windparks dem 
nationalen Verbundsystem anzuschließen.

OCA
Dieses führende private Postunternehmen, geleitet von 
Patricio Farcuh, doch kontrolliert von Hugo Moyano, 
dessen Gewerkschaft auch die 7.000 Arbeitnehmer von 
OCA umfasst, hat die Zahlungsverpflichtungen nicht 

erfüllt, die es im Rahmen des Vergleichsverfahrens 
eingegangen war, und schuldet jetzt der AFIP um die $ 
5 Mrd., von denen $ 1,6 Mio. nach dem Vergleich hin-
zugekommen sind. Die AFIP hat daraufhin die gericht-
liche Intervention gefordert. Das Grundproblem besteht 
darin, dass die Verteilung von Briefen geschrumpft ist, 
weil jetzt alles über Internet geht, einschließlich Rech-
nungen u.a. Dokumente. Bei der Auslieferung von Pa-
keten konkurriert die Firma mit Andreani und anderen 
effizienten Unternehmen, deren Kunden ihnen meistens 
treu bleiben und nicht auf eine konfliktive Firma wie 
OCA übergehen.

Telecom Argentina
Dieser lokale Betreiber des Telefondienstes hat mit der 
britischen Vodafone ein stratgisches Abkommen abge-
schlossen, durch das Telecom Zugang zur modernen 
Technogie von Vodafone erhält. Das bezieht sich u.a 
auf Kundenbedienung, Technologie und Struktur der 
Netze und Effizienz bei der Verwaltung der Prozese. 
Carlos Moltini, Geschäftsfüher von Telecom, erklärte, 
das Abkommen sei dazu bestimmt, den Kunden einen 
Dienst von bester internationaler Qualität zu bieten. Der 
Leiter von Vodafone Partner Markets, Diego Massida, 
erklärte, Telecom werde nicht nur von der Erfahrung 
von Vodafone profitieren, sondern auch Zugang zu den 
internationalen Dienstleistungen der Firma haben.

Geschäftsnachrichten
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D
ie intensiven Besprechungen vom letzten 
Wochenende, die Präsident Mauricio Macri 
mit seinen engen Mitarbeitern und anderen 
in der Residenz von Olivos führte, und die 
große Aufruhr in der Politik, vornehmlich 

bei der radikalen Partei, die an der Regierungskoaliti-
on Cambiemos beteiligt ist und in dieser eine stärkere 
Position anstrebt, all das endete am Montag mit einem 
bescheidenen Ergebnis. Viele Minister wurden zu Staatsse-
kretären degradiert, und die zwei Staatssekretäre im Amt 
des Kabinettschefs, Mario Quintana und Gustavo Lope-
tegui, wurden auf andere Posten versetzt, und Quintana 
trat zurück. In der Praxis entlastet dies den Präsidenten, 
weil er jetzt weniger Minister empfangen muss, und 
verstärkt die Stellung von Dujovne und Sica, die jetzt für 
weitere Bereiche zuständig sind und direkten Zugang zum 
Präsidenten haben, ohne den Filter von Quintana und 
Lopetegui. Aber die Aufnahme von radikalen Politikern, 
wie Ernesto Sanz, in das Kabinett, blieb aus, ebenfalls die 
Rückkehr in die Regierungsmannschaft von Alfonso Prat 
Gay, jetzt als Außenminister, und Carlos Melconian, jetzt 
als Wirtschaftsmnister. Macri war gut beraten, Dujovne 
mitten in einer entscheidenden Verhandlung mit dem 
IWF nicht zu schwächen oder eventuell als Sündenbock 
hinzustellen und abzusetzen. Er geht aus dieser Krise ge-
stärkt hervor, und das ist positiv. Denn Nicolás Dujovne 
versteht sein Fach, geht sehr in Einzelheiten ein und leistet 
gute Arbeit. 
Auf wirtschaftlichem Gebiet bezieht sich das neue Pro-
gramm im Wesen auf drei Punkte:
u 2019 soll ein primäres Nulldefizit erreicht werden, statt, 
wie bisher mit dem IWF vereinbart, eines von 1,3% des 
BIP. Das bedeutet, dass keine zusätzliche Staatsverschul-

dung notwendig ist, um das primäre Defizit zu decken.
u Der Finanzbedarf des Staates beschränkt sich auf den 
Betrag der Staatspapiere, die verfallen, plus die Zinsen, 
und ist angeblich gesichert, so dass keine Defaultgefahr 
besteht.
u Die Staatseinnahmen werden durch die Einführung 
eines allgemeinen Exportzolls erhöht.

Das primäre Nulldefizit wird einmal durch die Ver-
ringerung der Staatsausgaben erreicht, die sich in Gang 
befindet, und von Dujovne zügig vorangetrieben wird. 
Jetzt sollen außerdem Staatsinvestitionen mehr als ur-
sprünglich verringert werden. Wenn das PPP-Programm 
der öffentlich-privaten Zusammenarbeit (“participación 
público privada”) weitergeführt wird, dürfte dies die Ver-
ringerung mehr als ausgleichen. Doch hier ist das Finan-
zierungsproblem noch nicht gelöst. Denn die Banken im 
Ausland haben den Kredit für Argentinien gesperrt, und 
ob sie jetzt bereit sein werden, wieder Kredite zu gewähren, 
ist vorerst fraglich. Die Regierung erwartet, dass sich die 
Haltung der Banken jetzt ändert, als Folge der eventuel-
len Vorverlegung der Auszahlung des IWF-Kredites, des 
neuen Programmes und der Bildung des Treuhandfonds, 
über den die Finanzierung gehen soll. Aber das Problem 
ist vorerst noch nicht gelöst. Hier bedarf es schließlich 
eines Machtwortes von US-Präsident Trump und even-
tuell auch von Bundeskanzlerin Merkel und Frankreichs 
Präsident Macron. Ohne das PPP-Programm, das im 
Oktober effektiv bei sechs Straßenbauprojekten beginnen 
sollte, würde sich die Rezession noch mehr vertiefen, 
und das wirkt sich direkt auf die Steuereinnahmen aus. 
Abgesehen davon nimmt das soziale Problem dabei eine 

Primäres Nulldefizit, Exportzölle 
und gesicherte Finanzierung
Von Juan E. Alemann



Wirtschaftsübersicht

Freitag, 7. September 2018 - Seite 16 -

neue Dimension an, und zwingt die Regierung zu neuen 
Ausgaben. Das PPP-Programm wurde weder von Macri 
noch von Dujovne jetzt erwähnt. Merkwürdig.

Der Abwertungssprung führt auch zu höheren Aus-
gaben und erschwert die Vollendung der Abschaffung 
der Subventionen für öffentliche Dienste, an erster Stelle 
weil Brennstoffe dollarisiert sind. Ebenfalls wurden jetzt 
die Sozialausgaben erhöht, in Form eines Zusatzes zum 
Kindergeld, um armen Familien zu Helfen, die tiefe Krise 
zu überstehen. Es wird bestimmt noch weitere soziale 
Leistungen geben, die die Staatskasse belasten. 

Jetzt kommt der Erlös des allgemeinen Exportzolles 
hinzu. Was jedoch nicht gesagt wurde, ist, dass der Infla-
tionssprung, der als Folge der Abwertung eintritt, einen 
großen Teil der Staatsausgaben real verringert, während 
die Steuereinnahmen etwa im Verhältnis der Inflation 
zunehmen, auch wenn sie unter der Rezession leiden. 
Ohnehin nehmen sie dank der Exportzölle zu. Wenn die 
Inflation jetzt auf eine Jahresrate von 40% steigt, dann 
nimmt der Reallohn der Staatsangestellten weiter ab, weil 
sie bestenfalls eine auf Jahresbasis berechnet Zulage von 
25% erhalten. Ebenfalls nimmt die Last der Pensionen 
und Hinterbliebenenrenten, und auch der anderen sozi-
alen Leistungen, real ab, weil hier die gesetzlich verfügte 
Indexierung mit Verspätung wirkt, so dass bei steigender 
Inflation eine reale Abnahme eintritt. Wenn die Inflati-
onsrate dann 2019 wieder abnimmt, dann ist es allerdings 
umgekehrt. Schließlich wird auch die nicht indexierte 
Staatsschuld in Pesos verwässert.

Macri hat sich bis zuletzt der Einführung von Ex-
portzöllen widersetzt. Er vertritt die Grundauffassung, 
dass das Zahlungsbilanzproblem durch höhere Exporte 
gelöst werden muss, und nicht durch Importkürzungen 
u.a. Maßnahmen, die den Devisenbedarf verringern. Für 
2019 ist eine bedeutende Exportzunahme als Folge der 
Rekordernte von Getreide und Ölsaat zu erwarten. Und 
dann schafft der real hohe Wechselkurs, sofern er weiter 
real hoch beibehalten werden kann, zahlreiche Export-
möglichkeiten, die jedoch im Allgemeinen nur schleppend 
vorankommen. Die Leistungsbilanz dürfte 2019 auch als 

Folge der Kurssprunges und der tiefen Rezession etwa 
ausgeglichen sein. Einmal nehmen dabei die Importe und 
die Auslandsreisen mit den damit verbundenen Ausgaben 
stark ab. Und schließlich spornt dieser Wechselkurs den 
Export bestimmter Dienstleistungen an, wie Informatik-
programme u. dgl., die dabei in Dollar verbilligt werden. 
Allein, man sollte sich dabei nicht täuschen: sobald die 
Konjunktur wieder aufwärts geht, und die Inflation einen 
großen Teil der Abwertung ausgleicht, hört diese Wirkung 
auf, und das Problem der hohen Importe und Auslands-
reisen tritt erneut auf.

Der Exportzoll ist dieses Mal anders als bisher. Einmal 
ist er allgemein, mit einer geringen Differenzierung zwi-
schen den Landwirtschaftsprodukten der sogenannten 
“feuchten Pampa” und Industrieprodukten und auch 
anderen Landwirtschaftsprodukten, die als “regional” be-
zeichnet werden. Und dann wurde der Exportzoll als fester 
Betrag festgesetzt, von $ 4 pro Dollar im ersten Fall und 
$ 3 pro Dollar im zweiten, statt wie bisher in Prozenten. 

Bei Sojabohne wurde die stufenweise Verringerung des 
Exportzolles abgeschafft, und der Satz von 18%, der für 
Anfang 2019 vorgesehen war, per sofort von 26,5% auf 18% 
verringert. Das ist vernünftig, weil das bisherige System 
die Landwirte veranlasst, ihre Lieferungen von Sojabohne 
hinauszuschieben. Doch der Export von Sojabohne wird 
außerdem mit dem Exportzoll von $ 4 pro Dollar belastet, 
sodass es in Prozenten jetzt insgesamt 28,5% sind, also 
mehr als bisher. Die Diskriminierung der Sojabohne hat 
keinen vernünftigen Sinn. Das Argument, dass es sonst 
zu einem übertriebenen Anbau von Sojabohne kommt 
(was als “sojización” bezeichnet wird) ist rein emotionell. 
Bei gleichen Zollsätzen für alle Arten von Ölsaaten und 
Getreide wird der Landwirt entscheiden, was er anbaut, 
und dabei die Art wählen, bei der er den höchsten Erlös 
erhält. Das würde sich dann direkt auf den Exportwert 
übertragen. Sojabohne hat einen höheren internationalen 
Preis als Weizen und Mais, so dass es auf alle Fälle konve-
niert, dass der Anteil der Sojabohne am Export, gemessen 
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in Tonnen, hoch ist. 
Im Wesen handelt es sich beim Exportzoll um eine 

Abschöpfung eines Teils des hohen Abwertungsgewinnes, 
den die Exportbranchen jetzt erhalten. Es handelt sich 
hier nicht nur um Staatseinnahmen, sondern auch um 
Einkommensverteilung. Denn die Abwertung wirkt sich 
auch auf die internen Preise aus, und betrifft dabei viele 
Grundnahrungsmittel, wie Rindfleisch, Brot, Teigwaren 
und Speiseöl. Der Exportzoll von leicht über 10% führt 
dazu, dass der interne Preis entsprechend weniger steigt 
und unter dem internationalen liegt. 

Gemäß Zahlen des Schatzamtes, verbleiben die gesam-
ten primären Einnahmen des Bundesstaates zwischen 
2015 und 2019 auf 20% des Bruttoinlandsproduktes, wäh-
rend die Ausgaben (die Staatsinvestitionen einschließen) 
von 24% auf 20% sinken. Wenn auch die Provinzen und 
Gemeinden die Ausgaben real senken, dann wäre die ge-
samte Staatsbelastung geringer und weniger problematisch 
für die Wirtschaft.

Mit dem primären Nulldefizit ist das Problem jedoch 
nicht gelöst. Denn das echte Defizit, das auch die Zinsen 
der Staatsschuld einschließt, besteht weiter und nimmt 
sogar zu, einmal weil die Staatsschuld weiter zunimmt, 
und dann weil der Pesobetrag infolge der Abwertung 
überproportional zunimmt. Gemäß jüngsten Zahlen des 
Schatzamtes liegt das primäre Defizit der Staatsfinanzen 
2018 bei 2,6% des BIP, zu dem dann noch Zinsen in Höhe 
von 2,9% des BIP hinzukommen, so dass das Gesamt-
defizit 5,6% des BIP erreicht. Für 2017 ist ein primäres 
Nulldefizit vorgesehen, zu dem dann Zinsen auf die 
Staatsschuld von 3,2% des BIP hinzukommen, so dass es 
insgesamt auch 3,2% sind. Das ist eine spürbare Besserung, 
aber keine totale Lösung. 

Die Regierung geht davon aus, dass bei der Umschul-
dung der bestehenden Staatsschuld auch ein Zusatzkredit 
gewährt wird, der die Zinsen einschließt. Ebenfalls ist 
eventuell mit niedrigeren Zinsen zu rechnen. Einmal 
ersetzt ein Teil des IWF-Kredites bestehende Kredite, die 

zu höheren Zinsen gewährt werden. Dann ist mit einem 
höheren Betrag von “billigen” Krediten der Weltbank, 
der Interamerikanischen Entwicklungsbank und der 
Andenkörperschaft zu rechnen. Und schließlich dürfte 
die Aussicht auf eine geordnete Entwicklung der Staats-
schuld, ohne Defaultgefahr, allgemein zu niedrigen Zinsen 
beitragen. 

Minister Dujovne geht davon aus, dass für dieses Jahr 
nur noch u$s 400 Mio. fehlen, um den Finanzbedarf des 
Nationalstaates zu decken, und der Staat nächstes Jahr mit 
u$s 2,5 Mrd. auskommt, die mit Staatspapieren gedeckt 
werden sollen, die auf dem lokalen Markt untergebracht 
werden. Das sollte kein Problem sein, da es in Argentini-
en Mittel in Dollar gibt, die das vielfache des genannten 
Betrages ausmachen. Ohnehin besteht die Möglichkeit, 
viel mehr Staatspapiere in Dollar lokal unterzubringen, 
zu etwa 4%, um eine teurere Auslandsverschuldung zu 
ersetzen. Doch darüber sagte Dujovne nichts. 

Wenn der Internationale Währungsfonds jetzt einer 
höheren unmittelbaren Auszahlung vom Kredit von 
insgesamt u$s 50 Mrd. zustimmt, dann sollte es möglich 
sein, die Kursentwicklung in Zukunft zu beherrschen, so 
dass es keine weiteren Kurssprünge wie die der letzten 
Monate gibt. Dazu ist es jedoch grundsätzlich notwendig, 
dass die internationale Finanzwelt davon überzeugt ist, 
dass die Rechnung aufgeht und kein Default bevorsteht, 
weder 2019 noch in den folgenden Jahren. Die Erneue-
rung der Staatsschuld, die nach und nach verfällt, muss 
von vorne herein gesichert sein. Und ebenfalls wäre es 
wichtig, wenn sich die politische Szene beruhigt, und der 
Peronismus, der nicht zur Gruppe von Cristina Kirch-
ner gehört, und hauptsächlich durch die Gouverneure 
vertreten ist, zur Beruhigung beiträgt. Die Finanzwelt 
muss klare Signale erhalten, dass sich die Lage einrenkt 
und keine Defaultgefahr besteht. Ohne dies kann es zu 
neuen Krisen kommen.
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B
eim großen Aufmarsch der Universitätspro-
fessoren, Studenten u.a. vom Donnerstag der 
Vorwoche ging es letztlich um mehr Geld, 
sowohl für bessere Gehälter, wie für Inves-
titionen, um die Universitäten physisch zu 

verbessern. Alles andere, wie die Unterstellung, dass die 
Regierung die öffentliche Erziehung praktisch abschaf-
fen und der privaten Vorrang geben wolle, gehört in das 
Gebiet der Politik.

Gewiss sollte ein Universitätsprofessor um die $ 100.000 
pro Monat verdienen, und nicht nur zwischen $ 20.000 
und $ 30.000, wie es jetzt der Fall ist, wobei noch hinzu-
kommt, dass eine große Zahl derselben unentgeltlich tätig 
ist, ein eigenartiger Zustand, der schon seit Jahrzehnten 
andauert. Aber der Staat hat eben die notwendigen Mittel 
nicht. Er hat sie auch nicht, um den Lehrern bei den Pri-
mar- und Sekundarschulen eine angemessene Entlöhun-
gen zu zahlen und die Schulen im ganzen Land instand 
zu setzen und weitere mit neuen Konzepten zu bauen. 
Beiläufig sei auch erwähnt, dass der Staat auch kein Geld 
hat, um die öffentlichen Hospitäler instand zu setzen und 
mit allen Einrichtungen und Apparaten auszustatten, die 
die moderne Medizin erfordert. Dem Staat fehlen auch die 
Mittel, um Sozialwohnungen im notwendigen Umfang 
zu bauen, und auch für vieles andere. Der Staat kann 
schon jetzt seinen Ausgabenbedarf nicht decken, und ist 
gezwungen, überall weniger auszugeben. Dabei geht es 
zunächst um die Ausmerzung unnötiger Ausgaben, dann 
um solche, die nicht prioritär sind und eventuell ganz 
abgeschafft werden können. Und viele bitter notwendige 
zusätzliche Ausgaben müssen eben warten.

Im Wesen handelt es sich dabei um Rationalisierung, 
und das ist mühsam, erfordert ein klares Konzept über je-
den Fall, und nimmt viel Zeit in Anspruch. Die sogenannte 
Nullbudgetmethodologie, bei der bei der Aufstellung des 

Haushaltes nicht vom vorangehenden, sondern von Null 
ausgegangen wird, wobei dann strukturelle Änderungen 
vorgenommen werden, ist hier empfehlenswert. Doch 
dieses System, das in anderen Ländern auch nur sehr 
beschränkt angewendet wurde, erfordert viel Arbeit, 
und bedarf privater Konsulenten, die in jedem Einzelfall 
mitwirken, eben weil es sich um eine sehr komplexe Me-
thode handelt.

Zurück zu den Universitäten. Es gibt 57 staatliche, zu 
denen noch etwa ein Dutzend private hinzukommen, die 
jedoch kaum über 10% der gesamten Studenten betreuen. 
Die Zahl der staatlichen Universitäten wurde unter den 
Kirchner-Regierungen stark erhöht, womit ein schon 
bestehendes Problem vergrößert wurde. Bei vielen klei-
neren staatlichen Universitäten im Landesinneren kostet 
jeder Student den Staat drei bis fünfmal so viel wie bei der 
Universität von Buenos Aires (UBA). Es wäre viel billiger, 
den wenigen Studenten, die diese Anstalten  in bestimm-
ten Orten des Landesinneren besuchen, ein Stipendium 
zu erteilen, damit sie in einer der großen staatlichen 
Universitäten studieren können, wobei viele ohnehin 
nicht weit entfernt von ihrem Wohnort liegen. Wenn z.B. 
die Universität von Florencio Varela geschlossen würde, 
könnten die Studenten ohne weiteres in der von La Plata 
studieren, zu der sie in einer Stunde im Omnibus gelangen. 
Von den staatlichen Universitäten sind gut 20 überflüssig. 
Würden sie geschlossen, dann könnte viel Geld gespart 
werden, auch wenn ein Teil für Stipendien abgezweigt 
wird. Mit dem Überschuss könnten dann die Dozenten 
besser bezahlt werden.

Viele dieser Universitäten im Landesinneren sind im 
Grunde ein Betrug an den Studenten. Denn sie haben 
keine guten Professoren, die Ausbildung ist mangelhaft, 

Universitäten: wenn der Staat kein Geld hat
Von Juan E. Alemann
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und die Titel, die sie erteilen, werden als drittklassig 
angesehen, was den Absolventen den Zugang zu guten 
Beschäftigungsmöglichkeiten erschwert. 

Das andere Problem, das sich bei den staatlichen Uni-
versitäten stellt, ist die Tatsache, dass sie unentgeltlich sind. 
Logisch wäre, dass eine Gebühr gefordert wird, mit einer 
progressiven Skala, die diejenigen Studenten erfasst, die 
mehr Jahre als normal studieren. Viele Studenten kommen 
aus privaten Sekundarschulen, wo sie schon ein hohes 
Schulgeld zahlen mussten. Dass junge Menschen, die aus 
armen Familien stammen, von der Gebühr ausgenommen 
werden, ändert nichts am Gesamtkonzept. Ebenfalls wird 
beanstandet, dass ausländische Studenten unentgeltlich in 
Argentinien studieren. 

Die Einnahmen aus den Gebühren würden erlauben, 
den Professoren mehr zu zahlen (und auch mehr von ih-
nen zu fordern), und Investitionen zu finanzieren, sowohl 
für Gebäude und Einrichtungen, wie für technologische 
Ausstattung. Wir sollten nicht vergessen, dass das Wissen 
und die neue Technologie das Wesen unserer modernen 
Welt darstellen. Die Wirtschaft erfordert nicht nur Aka-
demiker, sondern solche, die gut ausgebildet sind und sich 
in diese neue Welt eingliedern. 

Was die privaten Universitäten betrifft, so handelt es 
sich in den meisten Fällen um Qualität der Ausbildung. 
Bei einigen, wie die Katholische Universität, die von San 
Andrés und die Di Tella, ist dies sehr ausgeprägt, bei 
anderen weniger. Es ist auf alle Fälle positiv, dass es viele 
Akademiker gibt, die eine Qualitätsausbildung genossen 
haben. Denn die Gesellschaft braucht sie. Aber auf der an-
deren Seite schafft dies eine Differenz zwischen Studenten 
aus wohlhabenden Familien und solchen, die aus ärmeren 
kommen, die diese Qualitätserziehung nicht zahlen kön-
nen, und dann beim sozialen Aufstieg von vorne herein 
benachteiligt sind. Wobei allein der Titel einer Qualitäts-
universität bei der Wahl unter mehreren Kandidaten für 
einen guten Arbeitsplatz einen Vorteil erteilt.

Die privaten Universitäten, die unter der Regierung von 

Arturo Frondizi (1958/62) zugelassen wurden, haben sich 
positiv auf die staatlichen ausgewirkt. Einmal haben sie 
diese dazu geführt, die Karrieren zu modernisieren und 
auch neue zu schaffen, die sich dem Bedarf der Wirtschaft 
anpassen. Und dann lehren viele Professoren gleichzeitig 
bei einer privaten und einer staatlichen Universität, wobei 
sie das niedrige Gehalt bei dieser nur ertragen, weil sie 
ein gutes Gehalt bei einer privaten Universität erhalten. 
In bestimmten Spezialitäten könnten die staatlichen 
Universitäten ohne dies keine guten Dozenten anheuern.

Die Erziehungsproblematik muss gründlich durchdacht 
und ohne Demagogie angegangen werden, und nicht nur 
bei den Universitäten. Die öffentliche Erziehung erfordert 
auch im Bereich der Primar- und Sekundarschulen ein 
neues Konzept. Die Universitätsprofessoren beklagen sich 
darüber, dass die Ausbildung der Studenten, die sie von 
den Sekundarschulen empfangen, unzureichend ist und 
in den letzten Jahren dazu noch stark nachgelassen hat. 
Es gibt nicht zu viele Schulen, aber zu viele Lehrer, weil 
ein absurdes System von Ersatzlehrern besteht, so dass für 
jeden aktiven Lehrer oft zwei und drei bereitstehen, die 
auch bezahlt werden, obwohl sie nichts tun. Mit weniger 
Ersatzlehrern könnten die, die effektiv arbeiten, besser 
bezahlt werden. Ebenfalls gibt es keine Gehaltsdifferen-
zierung zwischen guten und schlechten Lehrern, und 
somit auch keinen Anreiz, für die weitere Ausbildung 
von Lehrern. 

Es gibt auf dem Gebiet der Erziehung gewiss noch viel 
zu tun, doch das wird durch die ständige Gehaltsdiskus-
sion weitgehend bei Seite gelassen. Es wäre gut, wenn die 
Regierung einen umfassenden Modernisierungsvorschlag 
macht und ihn zur Diskussion stellt. Wenn die Professoren 
und Lehrer, die gute Arbeit leisten und sich selber ständig 
weiter ausbilden, begreifen, dass sie dabei auch besser be-
zahlt werden, ändert sich die ganze Diskussion und auch 
das Gehaltsproblem wird dabei entschärft.
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